
P. b. b. Erscheinungsort Wien, Verlagspostamt 1030 Wien

3179

BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1988 Ausgegeben am 9. August 1988 164. Stück

438. Kundmachung: Geltungsbereich der Berner Übereinkunft zum Schutz von Werken der Literatur
und Kunst

439. Notenwechsel zur Abänderung des Luftverkehrsabkommens zwischen der Österreichischen Bundes-
regierung und der Regierung der Türkischen Republik

440. Notenwechsel zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Föderativen
Republik Brasilien über die Gegenseitigkeit bei der Erteilung von Berechtigungen
an Funkamateure beider Staaten zum Betrieb von Amateurfunkstellen

441. Ergänzender Notenwechsel zum Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Volksrepu-
blik China über die Anerkennung von Zeugnissen über den Ursprung und die hand-
werkliche Herstellung von Waren zum Zwecke der zollfreien oder zollermäßigten
Einfuhr nach Österreich

438. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
21. Juli 1988 betreffend den Geltungsbereich
der Berner Übereinkunft zum Schutz von

Werken der Literatur und Kunst
Nach Mitteilungen des Generaldirektors der

WIPO haben folgende weitere Staaten ihre Bei-
trittsurkunden zur Berner Übereinkunft zum
Schutz von Werken der Literatur und Kunst vom
9. September 1886, revidiert in Paris am 24. Juli
1971 (BGBl. Nr. 319/1982, in der Fassung BGBl.
Nr. 133/1985, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereiches BGBl. Nr. 103/1987) hinterlegt:

Staaten:
Datum der Hinterlegung

der Beitrittsurkunde:

Kolumbien 4. Dezember 1987
Peru 20. Mai 1988
Trinidad und Tobago 16. Mai 1988

Indien und Mexiko haben ihre Erklärungen
gemäß Art. I des Anhanges mit Wirksamkeit ab
10. Oktober 1984 erneuert.

Vranitzky

439.

Notenwechsel zur Abänderung des Luftverkehrsabkommens zwischen der Österreichischen Bun-
desregierung und der Regierung der Türkischen Republik

(Übersetzung)

ÖSTERREICHISCHE BOTSCHAFT
Zl. 6.46.0/6/88

V e r b a l n o t e

Die Österreichische Botschaft entbietet dem
Ministerium für auswärtige Angelegenheiten der
Republik Türkei ihre Empfehlungen und beehrt
sich, auf die Verhandlungen zwischen den Delega-
tionen der Österreichischen Bundesregierung und
der Regierung der Republik Türkei zu verweisen,
die in Wien vom 18. bis 20. Mai 1987 abgehalten
worden sind. Die beiden Delegationen haben ver-
einbart, das Luftverkehrsabkommen zwischen der
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Österreichischen Bundesregierung und der Regie-
rung der Republik Türkei vom 31. Oktober 1967 *)
wie folgt abzuändern:

1. Nach Artikel 6 soll ein neuer Artikel 6 a einge-
fügt werden, der wie folgt lautet:

Artikel 6 a

Anerkennung von Zeugnissen
und Erlaubnisscheinen

Lufttüchtigkeitszeugnisse, Befähigungszeugnisse
und Erlaubnisscheine, die von einer Vertragschlie-
ßenden Partei ausgestellt oder als gültig erklärt
wurden und noch gültig sind, sind von der anderen
Vertragschließenden Partei als gültig anzuerken-
nen. Jede Vertragschließende Partei behält sich
jedoch das Recht vor, für Flüge über ihr eigenes
Hoheitsgebiet die Anerkennung von Befähigungs-
zeugnissen und Erlaubnisscheinen zu verweigern,
die ihren eigenen Staatsangehörigen von einem
anderen Staat ausgestellt oder als gültig erklärt
wurden.

2. Der derzeitige Artikel 10 soll durch einen
neuen Artikel 10 ersetzt werden, welcher wie folgt
lautet:

Artikel 10

Überweisung von Erträgen

(1) Jede Vertragschließende Partei gewährt dem
namhaft gemachten Fluglinienunternehmen der
anderen Vertragschließenden Partei das Recht, den
Überschuß der Einnahmen über die Ausgaben, den
es auf ihrem Hoheitsgebiet im Zusammenhang mit
der Beförderung von Fluggästen, Gepäck, Post und
Fracht erzielt hat, in frei konvertierbarer Währung
zum offiziellen Wechselkurs frei zu überweisen.
Die Überweisungen haben unverzüglich, jedoch
spätestens innerhalb von sechzig (60) Tagen nach
dem Zeitpunkt des Ersuchens zu erfolgen.

(2) Besteht zwischen den Vertragschließenden
Parteien ein besonderes Zahlungsabkommen, so
sind diese Zahlungen gemäß den Bestimmungen
dieses Abkommens vorzunehmen.

3. Nach Artikel 10 wird ein zusätzlicher Arti-
kel 10 a eingeschoben, der wie folgt lautet:

Artikel 10 a

Vertretung, Ausstellung von
Beförderungsdokumenten und Verkaufsförderung

(1) Vorbehaltlich der Gesetze und Vorschriften
der anderen Vertragschließenden Partei erhält das
von jeder Vertragschließenden Partei namhaft
gemachte Fluglinienunternehmen im gleichen
Maße Gelegenheit, das für den Betrieb der verein-
barten Fluglinien auf den festgelegten Flugstrecken

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 756/1974
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notwendige technische und kaufmännische Perso-
nal einzustellen sowie im Hoheitsgebiet der ande-
ren Vertragschließenden Partei Büros einzurichten
und zu betreiben.

(2) Ferner erhält das von jeder Vertragschließen-
den Partei namhaft gemachte Fluglinienunterneh-
men im gleichen Maße Gelegenheit, im Hoheitsge-
biet der anderen Vertragschließenden Partei alle
Arten von Beförderungsdokumenten auszustellen
sowie Werbung und Verkaufsförderung zu betrei-
ben.

4. Nach Artikel 15 wird ein neuer Artikel 15 a
eingefügt, der wie folgt lautet:

Artikel 15 a

Sicherheit der Zivilluftfahrt

(1) Im Einklang mit ihren völkerrechtlichen
Rechten und Pflichten bekräftigen die Vertrag-
schließenden Parteien, daß ihre gegenseitige Ver-
pflichtung, die Sicherheit der Zivilluftfahrt vor
widerrechtlichen Eingriffen zu schützen, ein fester
Bestandteil dieses Abkommens ist. Ohne die Allge-
meingültigkeit ihrer völkerrechtlichen Rechte und
Pflichten zu beschränken, handeln die Vertrag-
schließenden Parteien insbesondere in Übereinstim-
mung mit den Bestimmungen des Abkommens über
strafbare und bestimmte andere an Bord von Luft-
fahrzeugen begangene Handlungen *), unterzeich-
net in Tokio am 14. September 1963, des Überein-
kommens zur Bekämpfung der widerrechtlichen
Inbesitznahme von Luftfahrzeugen **), unterzeich-
net in Den Haag am 16. Dezember 1970, und des
Übereinkommens zur Bekämpfung widerrechtli-
cher Handlungen gegen die Sicherheit der Zivilluft-
fahrt ***), unterzeichnet in Montreal am 23. Sep-
tember 1971.

(2) Die Vertragschließenden Parteien gewähren
einander auf Ersuchen jedwede notwendige Hilfe,
um Handlungen der widerrechtlichen Inbesitz-
nahme von Zivilluftfahrzeugen und sonstige wider-
rechtliche Handlungen gegen die Sicherheit solcher
Luftfahrzeuge, deren Fluggäste und Besatzungsmit-
glieder, von Flughäfen und Luftfahrteinrichtungen
und jede sonstige Bedrohung der Sicherheit der
Zivilluftfahrt zu verhindern.

(3) Die Vertragschließenden Parteien handeln in
ihren gegenseitigen Beziehungen in Übereinstim-
mung mit den von der Internationalen
Zivilluftfahrtorganisation festgelegten und als
Anhänge zum Abkommen über Internationale
Zivilluftfahrt festgehaltenen Sicherheitsbestimmun-
gen für die Zivilluftfahrt, sofern solche Sicherheits-
bestimmungen auf die Vertragschließenden Par-
teien anwendbar sind; sie werden dafür Sorge tra-
gen, daß die Betreiber von Luftfahrzeugen, die bei

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 247/1974
**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 249/1974

***) Kundgemacht in BGBl. Nr. 248/1974
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ihnen registriert sind oder den Hauptgeschäftssitz
oder ständigen Wohnsitz in ihrem Hoheitsgebiet
haben, sowie die Betreiber von Flughäfen in Über-
einstimmung mit diesen Sicherheitsbestimmungen
für die Luftfahrt handeln.

(4) Die Vertragschließenden Parteien kommen
überein, daß solche Betreiber von Luftfahrzeugen
angehalten werden können, die in Absatz 3
genannten Bestimmungen über die Sicherheit der
Luftfahrt zu befolgen, welche von der anderen Ver-
tragschließenden Partei für die Einreise, die Aus-
reise und den Aufenthalt in ihrem Hoheitsgebiet
verlangt werden.

(5) Die Vertragschließenden Parteien haben
dafür Sorge zu tragen, daß auf ihrem Hoheitsge-
biet geeignete Maßnahmen wirksam angewandt
werden, um Luftfahrzeuge zu schützen und die
Fluggäste, die Besatzungsmitglieder, das Gepäck,
die Fracht und die Bordvorräte vor dem Einsteigen
in das Luftfahrzeug oder dem Beladen des Luft-
fahrzeuges einer Kontrolle zu unterziehen. Die
Vertragschließenden Parteien verpflichten sich fer-
ner, jedes Ersuchen der anderen Vertragschließen-
den Partei zu berücksichtigen, zur Abwehr einer
spezifischen Bedrohung entsprechende Sonder-
schutzmaßnahmen zu ergreifen.

(6) Kommt es zu einem Zwischenfall widerrecht-
licher Inbesitznahme von Zivilluftfahrzeugen oder
sonstiger widerrechtlicher Handlungen gegen
diese, deren Fluggäste und Besatzungsmitglieder,
Flughäfen oder Luftfahrteinrichtungen oder droht
ein derartiger Zwischenfall, so unterstützen die
Vertragschließenden Parteien einander durch
Erleichterung des Informationsflusses und andere
geeignete Maßnahmen zur raschen und sicheren
Beendigung eines derartigen Zwischenfalles oder
der Gefahr eines solchen.

(7) Sollten sich für eine Vertragschließende Par-
tei mit den in diesem Artikel vorgesehenen Sicher-
heitsbestimmungen für die Luftfahrt Schwierigkei-
ten ergeben, so können die Luftfahrtbehörden jeder
der beiden Vertragschließenden Parteien unverzüg-
liche Konsultationen mit den Luftfahrtbehörden
der anderen Vertragschließenden Partei verlangen.

5. Diese Ergänzungen werden am ersten Tag des
zweiten Monats, gerechnet von jenem Datum in
Kraft treten, an welchem die beiden Vertragschlie-
ßenden Parteien einander durch diplomatischen
Notenwechsel notifiziert haben, daß die Erforder-
nisse für deren Inkrafttreten gemäß ihren jeweili-
gen verfassungsmäßigen Verfahren erfüllt sind.

Sollten die vorstehenden Vorschläge die Zustim-
mung der Regierung der Republik Türkei finden,
so beehrt sich die Österreichische Botschaft vorzu-
schlagen, daß die vorliegende Note und die bestäti-
gende Antwortnote des Ministeriums einen festen
Bestandteil des Luftverkehrsabkommens zwischen
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der Österreichischen Bundesregierung und der
Regierung der Republik Türkei darstellen, das in
Wien am 31. Oktober 1967 abgeschlossen worden
ist.

Die Österreichische Botschaft beehrt sich zu
notifizieren, daß gemäß den verfassungsrechtlichen
Verfahren der Republik Österreich die Erforder-
nisse für das Inkrafttreten des vorliegenden Noten-
wechsels erfüllt sind.

Die Österreichische Botschaft benützt diese
Gelegenheit, um dem Ministerium für auswärtige
Angelegenheiten der Republik Türkei die Versiche-
rung ihrer ausgezeichneten Hochachtung zu erneu-
ern.

Ankara, am 31. Mai 1988
L. S.

An das
Ministerium für auswärtige Angelegenheiten
der Republik Türkei
A n k a r a

(Übersetzung)

REPUBLIK TÜRKEI
MINISTERIUM FÜR AUSWÄRTIGE
ANGELEGENHEITEN
CTAD/II/1565

Das Ministerium für auswärtige Angelegenheiten
der Republik Türkei entbietet der Österreichischen
Botschaft seine Empfehlungen und beehrt sich, den
Empfang der Note Zl. 6.46.0/6/88 vom 31. Mai
1988 zu bestätigen, die wie folgt lautet:

„Die Österreichische Botschaft entbietet . . . (es
folgt der weitere Text der Übersetzung der öster-
reichischen Note in deutscher Sprache) . . . ausge-
zeichneten Hochachtung zu erneuern."

Das Ministerium stellt fest, daß die Note der
Botschaft und diese Antwort einen Wechsel diplo-
matischer Noten für das Inkrafttreten der Ergän-
zungen darstellen. In diesem Zusammenhang
beehrt sich das Ministerium zu notifizieren, daß die
Ergänzungen am ersten Tag des zweiten Monats,
der auf das Datum dieser Note folgt, in Kraft tre-
ten werden.

Das Ministerium für auswärtige Angelegenheiten
der Republik Türkei benützt diese Gelegenheit, um
der Österreichischen Botschaft die Versicherung
seiner ausgezeichneten Hochachtung zu erneuern.

Ankara, 31. Mai 1988
L. S.

AN DIE
ÖSTERREICHISCHE BOTSCHAFT
ANKARA

Der Notenwechsel ist gemäß seinem Punkt 5 mit 1. Juli 1988 in Kraft getreten.
Vranitzky
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440.

Notenwechsel zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Föderati-
ven Republik Brasilien über die Gegenseitigkeit bei der Erteilung von Berechtigungen an Funk-

amateure beider Staaten zum Betrieb von Amateurfunkstellen

BOTSCHAFT DER FÖDERATIVEN
REPUBLIK BRASILIEN

Wien, am 29. Juni 1988

Herr Minister!

Ich habe die Ehre, mich an Sie mit dem Vor-
schlag zum Abschluß eines Übereinkommens zwi-
schen der Regierung der Föderativen Republik Bra-
silien und der Österreichischen Bundesregierung zu
wenden, das auf der Grundlage der Gegenseitigkeit
die Erteilung von Berechtigungen an Funkamateure
beider Staaten zum Betrieb von Amateurfunkstellen
im jeweils anderen Staat unter den folgenden
Bedingungen, vorbehaltlich des Art. 41 der Voll-
zugsordnung für den Funkdienst von Malaga-Tor-
remolinos vom 25. Oktober 1973, ermöglicht. Der
Vorschlag lautet wie folgt:

1. Jeder Staatsangehörige einer der beiden ver-
tragschließenden Parteien, der Inhaber einer
Lizenz seines Landes zum Betrieb einer Amateur-
funkstelle ist, sei sie ortsfest, beweglich oder trag-
bar, kann unter diesen Bedingungen die Bewilli-
gung zum Betrieb einer Amateurfunkstelle auf dem
Hoheitsgebiet der anderen vertragschließenden
Partei erlangen.

2. Die Bewilligungsanträge sind an die Verwal-
tungsbehörde zu richten, welche zur Ausstellung
der Lizenzen auf dem Hoheitsgebiet zuständig ist,
auf dem die Amateurfunkstelle betrieben werden
soll. Genannter Antrag muß unter Beischluß einer
Fotokopie der vom Heimatstaat des Funkamateurs
ausgestellten Lizenz eingebracht werden.

3. Die zuständige Verwaltungsbehörde jeder ver-
tragschließenden Partei erledigt die Bewilligungs-
anträge im Einklang mit den geltenden gesetzlichen
Bestimmungen sowie unter Bedachtnahme auf die
öffentliche Ordnung und Sicherheit; sie kann hie-
bei die Erfüllung von Voraussetzungen verlangen,
bestimmte Gebühren vorschreiben und erteilte
Bewilligungen widerrufen. Insbesondere unterlie-
gen die Bedingungen des Amateurfunkbetriebes
den gültigen Vorschriften, welche auf dem
Hoheitsgebiet der jeweiligen vertragschließenden
Partei das Amateurfunkwesen regeln, miteinge-
schlossen Änderungen derselben, die zu einem spä-
teren Zeitpunkt erfolgen.

Sollte die Österreichische Bundesregierung die-
sem Vorschlag zustimmen, beehre ich mich vorzu-
schlagen, daß diese Note sowie die Antwortnote, in
der das Einverständnis Ihrer Regierung erteilt wird,
ein Übereinkommen zwischen unseren Regierun-
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gen darstellen, welches 30 Tage nach Einlangen der
Antwortnote in Kraft tritt und von jeder vertrag-
schließenden Partei gekündigt werden kann, wobei
die Kündigung zwei Monate nach Einlangen der
auf diplomatischem Weg übermittelten schriftli-
chen Mitteilung wirksam wird.

Ich benützte diese Gelegenheit, um Sie, Herr
Minister, des Ausdrucks meiner vorzüglichen
Hochachtung zu versichern.

Joäo Tabajara de Oliveira
Botschafter von Brasilien

Herrn
ao. Gesandten und bev. Minister
Dr. Erich Binder

Wien

BUNDESMINISTERIUM FÜR
AUSWÄRTIGE ANGELEGENHEITEN

Wien, am 29. Juni 1988

Herr Botschafter!

Ich beehre mich, den Empfang der Note Eurer
Exzellenz vom 29. Juni 1988 zu bestätigen, die in
deutscher Übersetzung folgenden Wortlaut hat:

„Ich habe die Ehre,. . . (es folgt der weitere Text
der brasilianischen Note in deutscher Sprache) . . .
zu versichern."

Ich beehre mich zu bestätigen, daß die Österrei-
chische Bundesregierung diesem Vorschlag zu-
stimmt und daß die Note Eurer Exzellenz sowie
diese Antwortnote ein Übereinkommen zwischen
unseren Regierungen darstellen, welches 30 Tage
nach Einlangen dieser Antwortnote in Kraft treten
wird.

Ich benütze diese Gelegenheit, um Sie, Herr Bot-
schafter, des Ausdrucks meiner vorzüglichen
Hochachtung zu versichern.

Erich Binder
ao. Gesandter und bev. Minister

S. E. Herrn João Tabajara de Oliveira
ao. und bev. Botschafter der
Föderativen Republik Brasilien

Wien

Der Notenwechsel tritt mit 29. Juli 1988 in Kraft.

Vranitzky
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4 4 1 .

Ergänzender Notenwechsel zum Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Volksre-
publik China über die Anerkennung von Zeugnissen über den Ursprung und die handwerkliche
Herstellung von Waren zum Zwecke der zollfreien oder zollermäßigten Einfuhr nach Österreich

(Übersetzung)

BOTSCHAFT DER VOLKSREPUBLIK CHINA
IN DER REPUBLIK ÖSTERREICH

Wien, 30 Mai 1988

Sehr geehrter Herr Sektionschef!

Ich beehre mich, auf das Abkommen zwischen
der Volksrepublik China und der Republik Öster-
reich über die Anerkennung von Zeugnissen über
den Ursprung und die handwerkliche Herstellung
von Waren zum Zwecke der zollfreien oder zoller-
mäßigten Einfuhr nach Österreich *), das am
26. Oktober 1983 unterzeichnet wurde, Bezug zu
nehmen.

Ich möchte Ihnen im Namen des Ministeriums
für Außenwirtschaft und -handel der Volksrepublik
China mitteilen, daß die im Artikel 1 des gegen-
ständlichen Abkommens angeführten ausstellenden
Behörden durch die im Anhang zu dieser Note
erwähnten Behörden ersetzt worden sind. Diese
Behörden sind ab 1. Jänner 1988 ermächtigt wor-
den, den Ursprung von nach Österreich ausgeführ-
ten chinesischen handwerklich hergestellten Waren
nach dem Allgemeinen Präferenzsystem (GSP) zu
bestätigen. Folglich sind diese ausstellenden Behör-
den berechtigt, sowohl die handwerkliche Bestim-
mung in Spalte 4 als auch den Ursprung der hand-
werklich hergestellten Waren nach dem Allgemei-
nen Präferenzsystem in Spalte 11 des als
Ursprungszeugnis für handwerklich hergestellte
Waren verwendeten Formblattes A zu bestätigen.

Ich wäre dankbar, wenn Sie freundlicherweise
Ihre Zustimmung hiezu geben würden.

Genehmigen Sie den Ausdruck meiner ausge-
zeichneten Hochachtung.

Zhu Jianhua
Botschaftsrat

Dr. Gerhard Waas
Sektionschef
Bundesministerium für
wirtschaftliche Angelegenheiten
Stubenring 1
1011 Wien

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 603/1983
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ANHANG: AUSSTELLENDE BEHÖRDE
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(Übersetzung)
REPUBLIK ÖSTERREICH
BUNDESMINISTERIUM
FÜR WIRTSCHAFTLICHE ANGELEGENHEITEN

Wien, 30. Juni 1988

Sehr geehrter Herr Botschaftsrat!

Ich beehre mich, den Erhalt des nachstehenden
Briefes vom 30. Mai 1988 zu bestätigen und Ihnen
mitzuteilen, daß ich mit den Änderungen gemäß
den Beilagen des vorerwähnten Schreibens einver-
standen bin:

„Ich beehre mich, . . . (es folgt der weitere Text
der Übersetzung der Note in deutscher Sprache)
. . . den Ausdruck meiner ausgezeichneten Hoch-
achtung."

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Botschafts-
rat, den Ausdruck meiner ausgezeichneten Hoch-
achtung.

Dr. Gerhard Waas
Sektionschef

Herrn
Zhu Jianhua
Botschaftsrat
Botschaft der Volksrepublik China

Metternichgasse 4
1030 Wien

Vranitzky


